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Der Link zum Zoom-Gespräch wird noch versendet. 
 

20 Jahre Palästina Initiative Hannover 
 
Am 14. März fand unter der Schirmherrschaft des Oberbürgermeisters der 
Landeshauptstadt Hannover eine Festveranstaltung „20 Jahre Palästina Initiative – Region 
Hannover“ statt. Das Team um Astrid Wortmann als Sprecherin setzt sich seitdem für 
„Verstehen und Verständigung“ ein, führt politische und kulturelle Veranstaltungen aller 
Art um den Alltag der Palästinenser/innen unter der erdrückenden israelischen Besatzung 
zu verdeutlichen, sowie für einen gerechten Frieden und einen unabhängigen Staat 
Palästina zu werben. 
 
Nazih Musharbash hielt für die Deutsch-Palästinensische Gesellschaft folgendes 
Grußwort: 
„Die momentane Situation in Israel und in den besetzten Gebieten ist alles andere als 
ruhig und friedlich.  

Die Ereignisse sind von Gewalt, Tod und Unsicherheit gekennzeichnet. Die Gewaltspirale 
hat keinen Anfang und scheint kein Ende zu haben. Sie hat ihre eigene Dynamik, aber 
viele Auslöser, auf die ich eingehen möchte: 

Die neue israelische Regierung zielt offen auf eine dauerhafte Kontrolle und Besetzung des 
Westjordanlandes ab und verfolgt im gesamten Gebiet eine jüdische Vorherrschaft. Sie 
besteht – erstmalig schriftlich-fixiert - darauf, dass das gesamte Westjordanland 
Bestandteil ihres Landes sei. Netanjahus Politik war und ist darauf ausgerichtet, einen 
souveränen palästinensischen Staat zu verhindern.  

Die palästinensische Führung setzt ihre Hoffnung nicht mehr auf Verhandlungen mit Israel 
und sucht leider vergeblich den internationalen Druck. Zudem ist sie gespalten und ihre 
Legitimität im In- und im Ausland ist so stark gesunken, dass sie heute kaum in der Lage 
wäre, Kompromisse einzugehen, geschweige denn diese durchzusetzen. 

Zum größten Teil hat sich die Jugend in Palästina enttäuscht von ihrer politischen - und 
zum Teil korrupten Führung - abgewendet und sich für einen individuellen militanten 
Widerstand gegen die ständigen Razzien der israelischen Armee und gegen die Angriffe 
von militanten Siedlern auf ihr Eigentum entschieden. Die palästinensische Jugend ist 
perspektivlos und ohne Jobs, ihr Wunsch nach Freiheit ist mittlerweile stärker als die 
Angst, ihr Leben zu verlieren. 



Die einst hoffnungsvoll angestrebte Zweistaatenlösung ist durch den massiven Bau von 
völkerrechtswidrigen Siedlungen für bis jetzt knapp 800.000 jüdische Siedler und durch 
die Passivität der Weltgemeinschaft de facto als gescheitert anzusehen. 

Seit Monaten demonstrieren wöchentlich Israelis gegen die rechtsextreme und religiös 
gerichtete Regierung, weil sie den Abbau ihrer Demokratie befürchten.  

Zugleich eskaliert die Gewalt im Westjordanland wegen militärischer Razzien, 
Verhaftungen und Tötung von Jugendlichen mitten in den palästinensischen Städten und 
Dörfern. 

Wahrlich hatten wir bessere Zeiten mit hohen Erwartungen auf eine friedliche Lösung 
zwischen Israelis und Palästinensern. 

Die Zeichen stehen also auf Gewalteskalation. 

Die jetzige israelische Regierung ist alles andere als friedenswillig.  

 

Mit Netanjahu sitzen Minister im Kabinett, die wegen 
Korruption verurteilt worden sind. Minister hetzen mit 
Parolen wie „Wir sind die Herren im Land!“ oder „Wir 
befreien unsere besetzten Gebiete!“ und Huwara, die 
von 400 Siedlern in Brand gesetzte palästinensische 
Stadt „soll ausradiert werden“. Sie drohen öffentlich mit 
einer neuen NAKBA und befeuern die Aggression 
militanter Siedler, die zudem von der Armee geschützt 
werden. 

Mit Mehrheit hat diese Regierung die Todesstrafe eingeführt und will weder Soldaten, noch 
Siedler, die Palästinenser erschießen je zur Rechenschaft ziehen. 

Die Zeichen stehen also weiter auf Konfrontation. 

Eure Arbeit im Rahmen der Filistina, liebes Team um Astrid Wortmann, und darüber 
hinaus, sowie unsere DPG-Bemühungen und die der vielen Solidaritätsgruppen, fehlende 
Information zu vermitteln, sind notwendiger als je. zuvor. 

Wenn wir uns für den Frieden und für die Beendigung der Besatzung einsetzen und dabei 
die Politik Israels, aber auch die der Autonomiebehörde kritisieren, sind wir weder 
palästinenserphob noch antisemitisch. 

Von der Bundesregierung erwarten wir eine eindeutige politische Haltung zur strikten 
Einhaltung des universalen Völkerrechts - nicht durch Russland, sondern auch durch 
Israel. 

Deutschland ist den Juden und den Jüdinnen verpflichtet, nicht jedoch der israelischen 
Politik und allemal nicht der Politik unter Netanjahu, mit der Deutschland keine 
gemeinsamen Werte mehr hat. 

Israel bedingungslos zu unterstützen, bedeutet auch, dem palästinensischen Volk 
katastrophalen und dauerhaften Schaden, Schmerz und Leid zuzufügen. 

Vielen Dank! 
 
  

Warum man Israels vorgeschlagene Rechtsreform nicht 
mit dem britischen System vergleichen kann 
Als in Israel geborene Juraprofessorin, die im Vereinigten Königreich lebt und arbeitet, 
höre ich, wie einige Leute die umstrittenen so genannten "Rechtsreformen", die Israels 
neue Regierung durchzusetzen versucht, verteidigen, indem sie Analogien mit dem 
britischen Rechtssystem ziehen. Das ist eine Behauptung, die ein für alle Mal widerlegt 
werden muss. 



Bevor man jedoch darlegt, warum dieser Vergleich hinkt, muss man verstehen, was bei 
dieser geplanten Rechtsreform auf dem Spiel steht und warum sie, wenn sie vollständig 
verabschiedet wird, so gefährlich ist. 

Sie würde die verfassungsrechtliche Kontrolle von Menschenrechtsverletzungen erheblich 
schwächen und Israels ohnehin schon verwundbare Minderheiten der ungehinderten 
Machtausübung einer einfachen Koalitionsmehrheit ausliefern. In Israels politischer 
Realität bedeutet dies, dass Gesetze, die sich gegen arabische Bürger Israels, 
Asylsuchende und andere Migranten, LGBT+-Personen und jede andere unpopuläre 
Minderheit richten, praktisch unkontrolliert bleiben. 

Es untergräbt die Unabhängigkeit der Justiz, indem es den seit Langem bestehenden, 
ausgewogenen Ausschuss für die Ernennung von Richtern abändert und der jeweiligen 
Regierung die absolute Macht überlässt. Das bedeutet, dass der Premierminister faktisch 
an der Ernennung von Richtern beteiligt werden kann, die über eine Berufung in ihrem Fall 
entscheiden können. Ich frage mich, auf wen das wohl zutreffen mag? 

Der Plan würde die Rechtsberatung durch den öffentlichen Dienst kastrieren. Derzeit 
tragen Rechtsgutachten für Behörden dazu bei, dass sie rechtmäßig handeln, weil von den 
Beamten erwartet wird, dass sie sich daranhalten. Die Reform würde es z. B. einem 
Minister ermöglichen, sich anderweitig beraten zu lassen und die Berater seines 
Ministeriums zu ignorieren. Schließlich würde der Plan den Gerichten die Befugnis 
entziehen, die Exekutive für ihre Verwaltungsentscheidungen zur Rechenschaft zu ziehen. 
Das bedeutet, dass Entscheidungen von Behörden, von der Polizei bis zur Steuerbehörde, 
nicht mehr als "vernünftig" angesehen werden müssen, um gerichtlich überprüft werden 
zu können. In der Praxis bedeutet dies, dass jedem eine Genehmigung, eine Leistung oder 
ein Dienst verweigert werden könnte, ohne dass eine angemessene Begründung gegeben 
wird und ohne, dass ein wirksamer Rechtsbehelf zur Verfügung steht. Der Standard der 
"Angemessenheit", der ein wesentlicher Bestandteil des britischen Rechtserbes ist, ist für 
eine gute Regierungsführung von entscheidender Bedeutung und muss auch im 
israelischen Umfeld beibehalten werden. 

Die kumulative Wirkung dieses vierteiligen Plans besteht darin, die wichtigsten 
grundlegenden Merkmale der Gewaltenteilung und der gegenseitigen Kontrolle in Israels 
Verfassungsstruktur zu demontieren. 

- Warum die siedlerfreundliche Rechte das israelische Justizsystem so sehr hasst 
- Es gibt eine Möglichkeit, Netanyahus Justizputsch zu stoppen 
- Israel, sei gewarnt: So werden Sie zu Orbans Ungarn 
Einige werden argumentieren, dass man einige der Merkmale dieser vorgeschlagenen 
Rechtsüberholung in anderen Ländern sehen kann. 

Aber wie Kim Lane Scheppele, Soziologieprofessorin an der Princeton University, 
argumentiert hat, führt dies zu etwas, das sie als "Frankenstaat" bezeichnet hat. Gemeint 
sind damit Versuche, ein juristisches Bein aus einem Land, eine Hand aus einem anderen 
und eine Nase aus einem weiteren zusammenzuschustern, was zu nichts Geringerem als 
einem verfassungsrechtlichen Monster führt - und zwar keinem, dass man normalerweise 
noch mit Fug und Recht eine Demokratie nennen kann. 

Ich kann es nicht oft genug betonen: Israels unabhängige Justiz und sein 
leistungsorientierter juristischer Staatsdienst sind wichtige Institutionen. Sollte sich die 
Regierung durchsetzen, könnte Israel innerhalb seiner international anerkannten Grenzen 
durch regelmäßige Wahlen den Anschein einer formalen demokratischen Regierungsform 
aufrechterhalten, aber ein Großteil des substanziellen Inhalts wird verschwunden sein. 

Israel ist besonders anfällig für die nachteiligen Auswirkungen dieser Vorschläge, weil es 
über keine der folgenden institutionellen Schlüsselmechanismen verfügt, die in anderen 
liberalen Demokratien ganz oder teilweise vorhanden sind. 



Israel hat keine festgeschriebene Verfassung und keine ausdrücklichen Beschränkungen 
für den Inhalt seiner Grundgesetze. Erst vor zwei Wochen wurde ein Grundgesetz 
geändert, damit der zweimal - einmal wegen Bestechung und kürzlich wegen 
Steuervergehen - verurteilte Schas-Führer Arye Dery zum Minister ernannt werden 
konnte. Israel hat keine vollständige Menschenrechtscharta. Das bedeutet, dass es weder 
ein ausdrückliches Recht auf Gleichheit noch auf Meinungsfreiheit gibt, beides sind 
juristische Konstruktionen. 

Israel hat auch keine föderale Regierungsstruktur, die die Macht dezentralisiert und 
Kompromisse erzwingt. Es gibt auch keine zweite Regierungskammer (wie den Senat oder 
das Oberhaus), die den Sachverstand stärken und das Mehrheitsprinzip abmildern soll. Es 
gibt auch kein Wahlkreissystem, das die Kontrolle der politischen Parteien über einzelne 
Abgeordnete einschränkt. 

Eine weitere Schwachstelle besteht darin, dass Israelis bei Menschenrechtsverletzungen 
durch ihre Regierung keine Rechtsmittel bei einem supranationalen 
Menschenrechtsgerichtshof wie dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte 
einlegen können. Zu all diesen Einschränkungen kommt noch hinzu, dass sich Israel seit 
seiner Gründung vor fast 75 Jahren in einem ständigen (rechtlichen) Ausnahmezustand 
befindet, dass die Spannungen mit der arabischen Minderheit, die systematisch 
diskriminiert wird, sehr groß sind und dass Israel seit über 55 Jahren eine 
Besatzungsmacht ist. 

Ich höre oft, dass das Vereinigte Königreich eine funktionierende liberale Demokratie ist, 
der es auch an einer gefestigten Verfassung und einer starken gerichtlichen Kontrolle 
mangelt. Warum sollte es also so schlimm sein, wenn Israels System einfach dem 
britischen ähnlicher wird? 

Erstens ist das Vereinigte Königreich ein rechtlicher Ausreißer in einer Welt, in der 
praktisch alle anderen Länder (mit Ausnahme Israels und Neuseelands) vollständig 
kodifizierte Verfassungen und damit eine Form der Verfassungsprüfung haben. 

Im Gegensatz zu Israel verfügt das Vereinigte Königreich jedoch über institutionelle 
Mechanismen, die eine rechtliche und politische Rechenschaftspflicht gewährleisten. 

Das Vereinigte Königreich unterliegt einem regionalen Menschenrechtsgerichtshof, dem 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte, der Einzelpersonen bei 
Menschenrechtsverletzungen Abhilfe verschaffen kann, wenn die nationalen Gerichte dies 
nicht tun. Es hat ein Menschenrechtsgesetz und ein Gleichstellungsgesetz erlassen, die 
Minderheiten im Land schützen; es gibt eine zweite Kammer, das House of Lords, das die 
Gesetzgebung überprüfen kann. Durch die Übertragung bedeutender Befugnisse in 
wichtigen Lebensbereichen an die drei Nationen des Vereinigten Königreichs, Schottland, 
Wales und Nordirland (ein Prozess, der als Devolution bezeichnet wird), ist ein partieller 
Föderalismus entstanden. Es gibt ein starkes Wahlkreissystem, das es 
Parlamentsmitgliedern, die nicht der Regierung angehören, erlaubt, von der 
Regierungslinie abzuweichen - zu "rebellieren" - und dabei den Wünschen ihrer Wähler 
und ihrem Gewissen treu zu bleiben; und schließlich ist die Rechtsstaatlichkeit in der 
politischen Kultur verankert. 

Ein aktuelles Beispiel ist der Brexit. In dieser politisch umstrittensten Frage der jüngeren 
Vergangenheit hat der Oberste Gerichtshof des Vereinigten Königreichs die Regierung 
zweimal daran gehindert, ihre Befugnisse unrechtmäßig auszuüben. Erstens, als sie 
versuchte, das Parlament zu umgehen und ohne dessen Zustimmung mit den 
Verhandlungen über den Austritt des Vereinigten Königreichs zu beginnen, und zweitens, 
als sie versuchte, die parlamentarischen Verfahren zu manipulieren, indem sie eine 
Sitzungsperiode des Parlaments unterbrach, um eine Prüfung des Plans durch die 
Gesetzgeber zu vermeiden - die so genannte "Prorogation" -, um eine parlamentarische 
Prüfung zu umgehen. 



In Israel hat die Koalition die volle Kontrolle über das Parlamentsverfahren - einschließlich 
der Befugnis zu entscheiden, wann das Parlament (die Knesset) aufgelöst werden kann. 

Ein weiterer Unterschied besteht in der Rechtskultur. Im Vereinigten Königreich ist die 
Kultur des Respekts vor den Rechten so stark verankert, dass der Gemeinsame Ausschuss 
für Menschenrechte (dem Abgeordneten der konservativen Partei sowohl aus dem 
Unterhaus als auch aus dem Oberhaus angehören) vor zwei Wochen einstimmig die von 
der Regierung vorgeschlagene "British Bill of Rights" kritisierte und die Regierung 
aufforderte, sie nicht weiterzuverfolgen, da ihre Bestimmungen unnötig seien und den 
Schutz der Rechte beeinträchtigen könnten. 

Im Gegensatz dazu hat kein einziges israelisches Mitglied der derzeitigen Koalition aus 
einer Koalitionspartei den "Reform"-Plan kritisiert. 

Schließlich hat man oft das Gefühl, dass die politische Rechenschaftspflicht in der 
politischen Kultur Israels völlig abwesend ist. Im Vereinigten Königreich ist sie jedoch sehr 
lebendig. Erst letzte Woche musste ein hochrangiger Minister wegen Steuervergehen 
zurücktreten (für die er eine Strafe gezahlt hatte), und erst vor acht Monaten wurde 
Premierminister Boris Johnson von seiner eigenen Partei aus dem Amt gedrängt, weil er 
gegen die Covid-Regeln verstoßen und darüber gelogen hatte. In Israel gilt, um einen 
ehemaligen Präsidenten des Obersten Gerichtshofs, Aharon Barak, zu zitieren, das 
Konzept, dass "etwas, das nicht getan wird, einfach nicht getan wird". 

Dieser kritische Moment in Israel fällt auf den Scheitelpunkt dieser noch "jungen" Nation, 
die bald 75 Jahre alt wird. Es handelt sich um ein Land mit einer unabhängigen Justiz, die 
- innerhalb der international anerkannten Grenzen von vor 1967 - oft gefährdete 
Minderheiten geschützt und für eine rechtliche Rechenschaftspflicht gesorgt hat, oft in 
Ermangelung einer politischen Rechenschaftspflicht. Durch die Abschaffung wichtiger 
rechtlicher Kontrollen der Regierungsgewalt wird es möglicherweise keine 
Rechtsstaatlichkeit mehr geben. Die Regierung wird dann faktisch das Gesetz sein. 

Es ist noch nicht zu spät, diesen Schaden abzuwenden. Wenn diese Gesetzesänderung 
nicht verhindert wird, könnte sie jedoch schon sehr bald stattfinden. 

Reuven (Ruvi) Ziegler ist außerordentlicher Professor für internationales 
Flüchtlingsrecht an der University of Reading School of Law, Großbritannien. Er ist ein 
Gründungsmitglied von 'Israelis ohne Grenzen' Twitter: @ruviz 

75 Jahre Nakba – Sonderbriefmarken 
 

Bis zum 25.3.2023 können Sie die Sonderbriefmarke noch bei u.mindermann@web.de 
unter Angabe der Anschrift bestellen.  
 

Zum Portrait: 
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Ursula Mindermann 

Muhammad Ali Sadouq  
bekannt als Abu Al-Saadi ist Zeuge der Geschichte Palästinas und der 
Nakba. Er wurde im Alter von 4 Jahren aus dem Dorf Deir Aban bei 
Jerusalem vertrieben. Er erinnert sich: „Es war eine regnerische Nacht, 
als wir uns zu Fuß von Deir Aban nach Kharas (nordwestlich von 
Hebron) machen mussten. Von dort zogen wir nach Yatta, um uns 
später in Turmusaya niederließen. 
 

Ich bin kein Flüchtling, ich habe mein Land nie verlassen. Ich bin in 
Palästina geblieben, aber wir sind an einen anderen Ort gezogen. 
Deshalb bin ich ein Einwanderer, aber kein Flüchtling.“ Abu Al- 
Saadi arbeitete bis zur 1. Intifada in einer Zementfabrik, und engagierte 
sich politisch, wurde Familienvater und lebt jetzt in Ramallah, wo er 
Süßwaren verkaufte.  

 


